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(2) Die Frist, nach deren Ablauf die endgültige Einstellung des Ver­
fahrens getilgt wird, beträgt drei Jahre. Ist die Strafverfolgung bereits 
früher verjährt, endet die Frist mit diesem Zeitpunkt.

§31

Mehrere Eintragungen

(1) Sind im Strafregister mehrere Vermerke eingetragen, die dieselbe 
Person betreffen, darf kein Vermerk getilgt werden, bevor nicht für alle 
Vermerke die Voraussetzungen der Tilgung erfüllt sind.

(2) Die Dauer der Tilgungsfristen bei mehr als einer Freiheitsstrafe be­
stimmt sich nach der Höhe aller Verurteilungen zu Strafen mit Freiheits­
entzug.

§32

Berechnung der Tilgungsfristen

(1) Die Tilgungsfrist beginnt bei
1. Strafen mit Freiheitsentzug, Einweisung in ein Jugendhaus, Geld­

strafe und Ausweisung an dem nach der Verwirklichung, Verjährung 
oder Erlaß der Strafe folgenden Tag;

2. öffentlichem Tadel an dem nach Eintritt der Rechtskraft der gericht­
lichen Entscheidung folgenden Tag;

3. gerichtlicher Einweisung in eine psychiatrische Einrichtung und bei 
Entmündigung an dem nach Eintritt der Rechtskraft der Aufhebung 
dieser Maßnahme folgenden Tag.

(2) Setzt das Gericht den Vollzug einer Strafe mit Freiheitsentzug auf 
Bewährung aus, beginnt die Tilgungsfrist an dem nach der Beendigung der 
Bewährungszeit folgenden Tag. Die Bewährungszeit ist auf die Straftil­
gungsfrist anzurechnen.

(3) Enthält eine Entscheidung mehrere Strafen, so ist die Frist nach der 
schwereren Strafe zu berechnen.

(4) Ist aus der Mitteilung an das Strafregister nicht ersichtlich, wann 
eine Maßnahme der strafrechtlichen Verantwortlichkeit verwirklicht 
wurde, beginnt die Tilgungsfrist am 1. Januar des auf den Tag der Ent­
scheidung folgenden Jahres. Bei einer Strafe mit Freiheitsentzug verlän­
gert sie sich um deren Dauer.

§33

Tilgungsfristen bei Amnestie- und Gnadenentscheidungen

Wurde eine eintragungspflichtige Entscheidung durch Amnestie, Gna­
denerweis oder gerichtliche Entscheidung geändert, ist die Tilgungsfrist, 
falls durch die Amnestie oder den Gnadenerweis nichts anderes bestimmt 
wird, auf der Grundlage der neu festgelegten Maßnahmen zu berechnen.
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